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Praambel

Koln ist eine attraktive und weltoffene GroRstadt. Sie zeichnet sich durch
Vielfalt, wirtschaftliche Starke, Lebendigkeit und eine hohe Lebensqualitdt
aus. Und sie ist eine wachsende Stadt: Seit 2010 Millionenstadt, wird sich
die Einwohnerzahl KéIns gemaR aktuellen Prognosen von derzeit rund
1.035.000 bis 2020/ 25 um weitere 30 bis 60 Tausend erhéhen.

Um die Herausforderungen durch die wachsenden Verkehrsbediirfnisse ihrer
Blrgerinnen und Biirger, die zunehmende Bedeutung von Klimaschutz und
einer Reduzierung der lokalen Umweltbeeintrachtigung angemessen bewal-
tigen zu kénnen, wird die Stadt KéIn ihre zukiinftige Mobilitatsentwicklung
an den Leitzielen von K&ln mobil 2025 ausrichten.

K6ln mobil 2025 fasst die wesentlichen Rahmenbedingungen und Leitge-
danken eines zukiinftigen Mobilitatskonzeptes fiir die Stadt zusammen. Das
Dokument wurde auf Basis eines Austauschs zwischen Stadtverwaltung,
stadtischen Tochterunternehmen, externen Experten und Vertretern von
Interessenverbanden sowie aus der freien Wirtschaft entwickelt. 2 In den
kommenden Jahren soll diese Grundlage zu einem Mobilitdtskonzept fiir die
Stadt KéIn fortgeschrieben werden.

Die Verwirklichung der Ziele von Kéln mobil 2025 hdngt von der Mitwirkung
der Kélnerinnen und Kélner ab. Als diejenigen, die in der Stadt wohnen, ar-
beiten und ihre Freizeit verbringen, wirken sie maRgeblich am Mobilitatsge-
schehen mit. Sie kennen die Rahmenbedingungen vor Ort und sind wichtige
Partner bei der Umsetzung einzelner Handlungsfelder. Die Leitziele sollen
daher unter Beteiligung der Offentlichkeit und der politischen Gremien kon-
kretisiert und verbindlich vereinbart werden.

Um die Ziele erreichen zu kénnen, missen sie von MaBnahmenpaketen un-
terflittert werden, die von der Stadt und ihren Partnern umgesetzt werden.
Dies beinhaltet eine klare Vereinbarung tiber Zustandigkeiten und finanzi-
elle Rahmenbedingungen. Meilensteine miissen definiert werden, um die
Zielerreichung nachverfolgen und gegebenenfalls justieren zu kdnnen. Die
Umsetzung von Koln mobil 2025 ist somit ein langfristiger Prozess, der sich
kontinuierlich entwickeln muss.

Ihr Oberbiirgermeister
q
ql“ ’§ Qf‘k—;.
Jirgen Roters

' Einwohner mit Hauptwohnung; aktuelle Zahl: Stichtag 31.12.2013; Hochrechnungen von Stadt Kéln und IT.NRW gemaR
»Bevolkerungsprognose 2040 - Wie lange wéchst K6In?“. Pegel K6In 1/2013. Amt fiir Stadtentwicklung und Statistik.
2 Siehe Erstellungsprozess und Beteiligte am Ende des Dokuments.
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1. Leitziele der Mobilitdt in Koln

Als wachsende Stadt benétigt Kéln Antworten auf die
Herausforderungen der Zukunft. Im Mobilitatssektor
sind viele berechtigte Anspriiche und Wiinsche in
Einklang zu bringen. Dabei muss die Teilhabe an der Ge-
sellschaft, die sich z.B. (iber die Erreichbarkeit zentraler
Einrichtungen aus allen Teilen der Stadt in addaquater
Zeit und zu addquaten Kosten definiert, fiir alle Bevolke-
rungsgruppen gesichert sein. Aus der Analyse des Status

zierten Wachstums. Dies betrifft die Wechselwir-
kungen mit der Stadtentwicklung, die Investitionen
in den Ausbau der Infrastruktur sowie verkehrslen-
kende MaRnahmen. Kéln wird 2025 /2030 mit einem
Anteil des Umweltverbundes von zwei Dritteln am
gesamten Verkehrsaufkommen die Lebensqualitét in
der Stadt sichern und steigern.

quo ergibt sich der groRte Handlungsbedarf im Zusam- 6. AlsRiickgrat der Mobilitdt werden die Angebote aus
menhang mit der Stadtentwicklung und im stadtebau- S-Bahn, Stadtbahn und Bussen mit héherer Prioritat
lichen Kontext sowie bei der Forderung des Umwelt- weiter ausgebaut.
verbunds. K&In mobil 2025 definiert daher folgende
tibergeordnete Leitziele: 7. Durch weitere MaBnahmen zur Férderung des Fahr-
radverkehrs werden dessen grol3e Potenziale fiir die
1. Als lebenswerte und klimafreundliche Stadt bekennt innerstadtische Mobilitdt erschlossen.
sich K6In zu einer menschengerechten und umwelt-
vertrdglichen Mobilitdt. 8. Die Aufenthaltsqualitat fiir FuBganger im Stadtraum
genieRt hohe Prioritt.
2. Kolnverfolgtin der Verkehrsentwicklung einen regi-
onalen Ansatz und setzt sich zum Ziel, die Diskussion 9. Die Erreichbarkeit der Ziele fiir den Autoverkehr, ins-
von Verkehrsfragen mit der Region zu intensivieren. besondere den Wirtschafts- und Lieferverkehr, wird
weiterhin gewahrleistet. Die zunehmenden Fahrten
3. Die Verkehrsplanung wird starker als bisher in den im Segment der Kurier-, Express- und Paketdienste
stadtebaulichen Kontext der Stadt KéIn eingebettet. sowie im Anlieferverkehr werden intelligent gesteu-
Die verkehrliche Infrastruktur zeichnet sich durch ert, um die Beeintrachtigungen fiir die Biirger zu
eine entsprechende Qualitat aus. minimieren.
4. Als wachsende Stadt mit erhéhtem Erneuerungs- 10.Die kiinftige Entwicklung KéIns als Industriestandort

bedarf in der Bausubstanz muss Kéln sowohl den
Erhalt als auch den Ausbau der Verkehrsinfrastruktur
gewahrleisten.

5. Die Mobilitdt der Zukunft muss sich starker auf die
Verkehrsangebote des Umweltverbunds ausrichten,
gerade auch vor dem Hintergrund des prognosti-

und Logistikknoten wird durch eine leistungsfahige
Infrastruktur geférdert. In Zusammenarbeit mit
Handel, Industrie und Transportgewerbe werden die
Voraussetzungen fiir den Giitertransport auf Dauer
gesichert, wobei der Schwerpunkt auf die Quell- und
Zielverkehre der ansassigen Unternehmen gelegt
wird.

Intelligenter
Lieferverkehr

Sicherung der
Erreichbarkeit

Erhalt und Ausbau §
der Infrastruktur |8

Ausbau des
OPNV

Aufenthaltsqualitat
fiir FuBganger

Regionale

Umweltvertragliche Losungsansatze

Mobilitdt

Férderung des
ELEENS

Qualitat des 6ffent-
lichen Raums

Koln als Logistik-
knoten




2. Anlass und Situationsanalyse

Auf allen Transportwegen verfligt KéIn aufgrund seiner
zentralen und verkehrsgiinstigen Lage (iber sehr gute
Voraussetzungen: Die auf K6In zulaufenden elf Auto-
bahnen und zehn Eisenbahnstrecken sorgen fiir beste
Verbindungen mit der Region und dariiber hinaus. Uber
den Rhein ist K&In direkt mit den fiir den Warenum-
schlag bedeutenden niederlandischen und belgischen
Seehdfen verbunden und kann als zweitgroBter Bin-
nenhafenstandort Deutschlands die Moglichkeiten des
6kologisch und 6konomisch sparsamen Verkehrsweges
Wasserstrale in den Verkehrsmix voll einbringen. Des
Weiteren ermdglicht der K6In Bonn Airport schnelle
Flugverbindungen von Personen und hochwertigen
Gltern. Die internationalen Flughdfen Frankfurt und
Diisseldorf sind mit Hochgeschwindigkeitsziigen und
Gber die Autobahn gut zu erreichen.

Innerstadtisch und an der Schnittstelle mit der Region
besitzt Kéln durch den Autobahnring und das Netz aus
radialen und tangentialen Hauptverkehrsrouten sowie
sein gut ausgebautes 6ffentliches Verkehrsnetz grund-
sdtzlich gute Voraussetzungen fir eine verlassliche und
qualitativ hochstehende Raumiiberwindung. Vorwie-
gend am Rande der Stadt und in den angrenzenden
Kommunen laden rund 40 Park+Ride-Stationen zum
Umstieg auf den 6ffentlichen Personennahverkehr ein.
Ebenso verfligen zahlreiche innerstddtische Haltestellen
des Schienenverkehrs (iber Fahrradabstellanlagen. Die
dichte Bebauung und die Funktionsmischung in der
Kernstadt ermdglichen es den Kélner Blrgerinnen und
Biirgern, viele alltagliche Wege zu Fu8 zuriickzulegen.

Wahrend der Kélner Autobahnring derzeit auf minde-
stens drei Fahrsteifen je Richtung ausgebaut wird, um
den zunehmenden (iberregionalen Verkehr aufnehmen
zu konnen, wurde die Giberregionale Schieneninfra-
struktur nicht bedarfsgerecht weiterentwickelt. Der
Bahnknoten Koln ist folglich langst an seine Leistungs-
fahigkeitsgrenze gestoRen. Beim innerstadtischen
Massenguttransport auf der Schiene sorgen dagegen die

stadtischen Gesellschaften fiir eine sehr gute Anbindung.

Rund zehn Millionen Tonnen Giiter werden jedes Jahr auf
den Schienen der Stadtwerke-Tochter in und um Kéln
befordert. Dazu unterhalten die Stadtwerke-Gesellschaf-
ten rund 100 Kilometer Gleise, mehr als 60 Briicken, 65
Gleisanschliisse und weitere Bauwerke in erheblichem
Umfang.
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Im innerstadtischen Stadtbahn- und Busverkehr sind in
den morgendlichen Spitzenstunden streckenweise kaum
noch Kapazitaten vorhanden. Im StraBennetz haben sich
die Probleme mit Stauerscheinungen weitgehend aus
der Innenstadt an den Rand der Kernstadt verschoben.
Eine Ausnahme bilden die baustellenbedingten Staus,
die in den vergangenen wie auch den kommenden Jah-
ren aufgrund unaufschiebbarer Ausbau- und Sanierungs-
maRnahmen sowie zahlreichen Stadtentwicklungspro-
jekten das Bild der Stadt mit bestimmt haben und weiter
mit bestimmen werden.

Vor dem Hintergrund dieser Bestandsaufnahme und
den Anforderungen der Verkehrsteilnehmer an ein
funktionierendes Verkehrssystem bedarf die stadtische
Mobilitdtsentwicklung eines neuen und konzeptionellen
Ansatzes. Dies beruht im Einzelnen auf folgenden Gege-
benheiten:

- Die Infrastruktur ist in die Jahre gekommen und muss
sukzessive grundlegend saniert werden. Dies bindet
einerseits erhebliche finanzielle Mittel, andererseits
sorgen die notwendigen Sperrungen, Umleitungen
oder Ersatzverkehre fiir eine Einschrankung der Er-
reichbarkeit und einen héheren Zeitaufwand sowohl
fiir den privaten als auch den Wirtschaftsverkehr.

- Dabei miissen die Anforderungen des prognosti-
zierten, weiter zunehmenden Giterverkehrs bertick-
sichtigt werden. Verdnderte Lebens- und Konsum-
gewohnheiten fiihren zu einer massiven Zunahme
innerstadtischer Lieferfahrten. Der anhaltende Trend
der weltweiten Arbeitsteilung erhéht das Transport-
volumen im Giitertransport. Hier steht das Verkehrs-
wachstum vor allem im Lkw-Verkehr in Konkurrenz
zu den Beddirfnissen der Bewohner nach einem larm-
und emissionsarmen Lebensraum.

- Die Kapazitdtsgrenzen im &ffentlichen Personen-
nahverkehr werden in den Spitzenzeiten erreicht
beziehungsweise partiell bereits (iberschritten. Dies
betrifft den Regional- und S-Bahnverkehr ebenso wie
die Stadtbahn und auch einige Buslinien.

- Die Schwerpunkte der Verkehrsnachfrage im moto-
risierten Individualverkehr haben sich verschoben.
Wahrend in der Innenstadt gegentiiber den 1990er
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Jahren ein Riickgang um ca. 10 % zu verzeichnen ist,
haben die Verkehre mit der Region und die tangen-
tialen Verkehre zwischen den Stadtteilen teilweise
erheblich zugenommen.

- Der Radverkehr erfahrt deutliche Nutzungszuwachse.

Einige Stadtteile erreichen bereits Modal-Split-An-
teile von rund 25 %. Bike+Ride-Anlagen sind, kaum
fertig gestellt, bereits vollkommen ausgelastet. Die
Fahrradinfrastruktur ist insgesamt jedoch noch
lickenhaft.

- Intermodalitdt spielt eine wesentlich groRere Rolle
als noch vor einigen Jahren. Der Erfolg der standig
wachsenden Carsharing- und Bike-Sharing-Angebote
basiert dabei nicht unwesentlich auf der inzwischen
fast ubiquitaren Verfiigbarkeit von Informations- und
Zugangsmedien. Dabei spielt der Abbau von Zu-
gangshemmnissen eine entscheidende Rolle fiir die
weitere Entwicklung. Mehr noch als intermodal ein-
setzbare Smartcards setzen sich heute zunehmend
(mobile) Apps * durch. Diese bieten den Vorteil, dass
sowohl die Information Giber Mobilitdtsangebote als
auch der Bezahlvorgang in wenigen Schritten und
jederzeit von jedem handels(iblichen Smartphone
durchgefiihrt werden kann.

|5

3 Anwendungssoftware fiir Mobilgerdte bzw. mobile Betriebssysteme

- Das geanderte Einkaufs- und Freizeitverhalten lasst

die Anforderungen an eine lebenswerte ,Stadt der
Biirger* steigen. Die Anforderungen an eine quali-
tatvolle StraRenraumgestaltung nehmen gleicher-
mafen zu.

Nicht zuletzt sind die Anforderungen des Klimaschut-
zes sowie der Luftreinhaltung und des Larmschutzes
Faktoren, die ein gedandertes Mobilitatsverhalten
erfordern. Die ambitionierten Klimaschutzziele des
Bundes, der Landes Nordrhein-Westfalen und der
Stadt Ko6In lassen sich nur erreichen, wenn der Ver-
kehrssektor zur Reduktion der Klimagasemissionen
beitragt.

Unabhéngig von der aktuellen Entwicklung bei der
Exploration von Erdélvorkommen ist auch in den
kommenden Jahren mit stetig steigenden Energie-
kosten zu rechnen. Dieses gilt, bedingt durch die
begonnene Energiewende, auch fiir die Elektrizitdt.
Selbst bei einer teilweisen Abkehr von der heutigen
Energiepolitik wiirde sich dieser Prozess fortsetzen,
da aus Griinden des Umweltschutzes zumindest die
Folgekosten aus der Energiegewinnung zukiinftig
internalisiert werden miissten. In Verbindung mit der
langsamer verlaufenden Kaufkraftentwicklung der
Bevolkerung werden sich dadurch die Anforderungen
an die Mobilitdtsangebote zusatzlich verandern.




3. Wo stehen wir heute?

Nach der Abkehr von einer Verkehrspolitik, die wie auch
andernorts viel zu einseitig auf das Auto gesetzt hat,
hat K6In in den letzten zwei bis drei Jahrzehnten die
verschiedenen Verkehrsarten gleichermaRen gefor-
dert. Das Gesamtverkehrskonzept von 1992 hat dabei
insofern einen fortschrittlichen Weg aufgezeigt, als dass
den Verkehrstragern des Umweltverbunds eine groRere
Rolle zugewiesen und der Ausbau des StraRennetzes in
einen vertrdglichen Rahmen gelenkt wurde, was sich

im Ergebnis auch in einer verdnderten Verkehrsmittel-
nutzung widerspiegelt (siehe S.11). Gleichwohl hat es
in der gelebten Praxis keine eindeutige Priorisierung
bestimmter Verkehrsarten gegeben, sondern eher eine
an den Notwendigkeiten ausgerichtete, pragmatische
und bisweilen situative Planung und Umsetzung von
MaRnahmen.

Als alte Biirgerstadt mit vorwiegend engen Straenrdu-
men und relativ geringem Parkraumangebot im privaten
Bereich ist K6In neben den Gblichen oberzentralen
Funktionen wie Handel, Dienstleistungen, Gastronomie
und Kulturangeboten auch durch einen hohen Wohn-
bevolkerungsanteil in der Innenstadt gekennzeichnet.
Dies fiihrte und fiihrt zu teilweise intensivem Parkdruck,
welcher in unerwiinschten Parksuchfahrten miindet,

die den Verkehrsfluss hemmen und das Klima und die
Umwelt belasten. Dariiber hinaus wird mitunter auf Geh-
und Radwegen und [ oder sichtbehindernd geparkt, so
dass der 6ffentliche Raum in seinen Funktionen empfind-
lich gestdrt wurde und zum Teil auch heute noch gestort
wird. In den 90-er Jahren wurde daher damit begonnen,
den gesamten 6ffentlichen Parkraum in der Innenstadt
zu bewirtschaften. Ziel der Bewirtschaftung ist es, den
nicht notwendigen Parkverkehr (im Wesentlichen
Berufspendler) auf andere Verkehrsmittel zu verweisen,
damit der notwendige Verkehr (Anwohner- und Wirt-
schaftsverkehr) ausreichend Park- und Bewegungsraum
vorfindet. Das erforderte eine sehr differenzierte und

auf die ortliche Situation abgestimmte Parkraumbe-
wirtschaftung. Im Zusammenspiel mit attraktivitats-
steigernden MaRnahmen im OPNV konnte hierdurch
eine Reduzierung der Parkraumnachfrage in den
bewirtschafteten Bereichen um ca. 30 % erreicht werden.
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Die Parkraumbewirtschaftung ist damit ein wichtiges
Instrumentarium, um zu einem umweltfreundlicheren
Stadtverkehr zu kommen. Grundsétzlich ist die Bewirt-
schaftung nur in solchen Gebieten sinnvoll, in denen die
Parkraumnachfrage das Angebot deutlich Gibersteigt.
Im linksrheinischen K6In sind das die Gebiete zwischen
Rhein und Giirtel sowie die Bezirks-(teil-)zentren von
Nippes, Ehrenfeld, Lindenthal und Rodenkirchen; im
rechtsrheinischen Koéln im Wesentlichen die zentralen
Lagen der Bezirkszentren Miilheim, Kalk und Porz.

Im Kélner OPNV wurde in den letzten 20 Jahren bereits
eine Vielzahl von MaRnahmen der Angebotserweiterung
und zur Steigerung der Qualitdt umgesetzt. Neben den
Stadtbahnverlangerungen in Miilheim (U-Bahn, 1997),
Bensberg (2001), Weiden (2002 /2006), Bocklemiind
(2002) und Ossendorf (2010) 4 und der sukzessiven
Ausweitung des Nachtverkehrs wurde auch das Busnetz
immer wieder erweitert und optimiert. Hinzu kamen
Verbesserungen bei der Trassenfiihrung der Stadtbahn,
so dass viele frithere StraBenbahnstrecken zwischenzeit-
lich in Stadtbahnqualitét saniert und mit Bahnsteigen
im StraBenraum barrierefrei ausgebaut wurden (Linie

7, Linie 9 auf der Ziilpicher StraRe, Linie 12 auf dem
Honinger Weg, Linie 5 in Neuehrenfeld). Darliber hinaus
konnte der Anteil der barrierefreien Haltestellen durch
eine Neuorganisation der Linienfiihrungen im Stadt-
bahnbereich (2003) sowie den Umbau von Stadtbahn-
und Bushaltestellen deutlich gesteigert werden.

Des Weiteren hat die in den 90-er Jahren des letzten
Jahrhunderts umgesetzte Priorisierung des Stadtbahn-
verkehrs an Lichtsignalanlagen wesentlich zur Attrak-
tivierung des OPNV durch eine Beschleunigung und
Verstetigung der Fahrtabldufe sowie durch realisierte
Fahrzeitverkiirzungen der Stadtbahnen beigetragen.
Ende der 90-er Jahre wurde auch fiir einzelne Buslinien
im linksrheinischen K&lner Norden eine Priorisierung an
Lichtsignalanlagen eingerichtet. Die MaRnahmen hatten
jedoch nur geringftigige Verbesserungen fiir den Busver-
kehr zur Folge, so dass dieses vergleichsweise aufwen-
dige Projekt nicht — wie urspriinglich geplant - auf die
gesamte Stadt (ibertragen wurde.

“Die Verlangerung der Linie 5 zum Gewerbegebiet Butzweilerhof in Ossendorf erfolgte durch ein bundesweit bislang einmaliges Finanzie-
rungsmodell, bei dem ansdssige 6ffentliche und private Unternehmen rund 5 Mio. € zur Finanzierung der Baukosten beitrugen.
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Ergdnzend zu dem verbesserten Angebot und den Be-
schleunigungsmaBnahmen wurde das Ticketsortiment,
wie beispielsweise durch die Einfiihrung von Job- und
Semesterticket oder dem Aktiv60-Ticket fiir dltere Perso-
nenkreise, stetig weiterentwickelt mit dem Ziel, mog-
lichst allen potenziellen Nutzern des OPNV auch in dieser
Beziehung ein attraktives Angebot zu schaffen und sie
an den OPNV zu binden. Die Summe der MaRnahmen
erbrachte den gewlinschten Erfolg, der sich heute nicht
nur in der durch Befragungen belegten erhohten Ak-
zeptanz des OPNV-Angebotes, sondern auch in den seit
1994 um fast 30 % gestiegenen Fahrgastzahlen ° deutlich
widerspiegelt.

Im Radverkehr kann in den letzten Jahren eine beson-
ders dynamische Entwicklung beobachtet werden. Hier
betrdgt die jahrliche Zuwachsrate seit 2008 rund 3 - 5%.
Hochgerechnet diirfte sich der Radverkehrsanteil von

12 % im Jahre 2006 auf etwa 15 % im Jahre 2013 erhoht
haben. ©

Der Anteil des motorisierten Individualverkehrs redu-
zierte sich zwischen 1982 und 2006 von 48 auf 43 %. Vor
dem Hintergrund des insgesamt gestiegenen Verkehrs-
aufkommens bedeutet dies gesamtstadtisch jedoch kei-
ne Reduktion der mit dem Pkw zuriickgelegten Fahrten.
Nachgewiesen ist auf Basis von Zdhldaten jedoch eine
Abnahme des Autoverkehrs in der Innenstadt um rund
10% zwischen Mitte der 90-er und Mitte der 2000-er
Jahre. Seither stagniert dort das Pkw-Verkehrsaufkom-
men. In den AuBenbezirken ist jedoch noch kein Riick-
gang der Pkw-Fahrten zu beobachten. Zum Teil sind die
Entwicklungen dort sogar gegenldufig. Der Anteil des
motorisierten Individualverkehrs am stadtischen Modal
split diirfte sich seit 2006 aufgrund der Zuwdchse beim
OPNV und beim Fahrradverkehr aber weiter reduziert ha-
ben. Entwicklung und angestrebtes Ziel beim Modal split
zeigen die folgenden Diagramme.

>1994: 216,1 Mio., 2004: 240,1 Mio., 2013: 276,6 Mio. Fahrgdste (Quelle: KVB Geschéftsberichte)
¢ Die reprasentativen Modal-Split-Erhebungen weisen fiir KéIn eine Steigerung des Radverkehrsanteils zwischen 1982 und 2006 von 9 auf 12% aus.
Die Ergebnisse der regelmaRigen Zdhlungen seit 2008 lassen auf eine weitere deutliche Steigerung schlieBen.



Modal Split der K6Iner Bevolkerung - gestern, heute und morgen:
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1982
zu FuR
25%

MIV

48% Fahrrad

9%
OPNV
18%

2013 (Schitzung)

zu FuB
23%
MIV
40%
Fahrrad
15%
OPNV

22%

2006
zu FuR
24%
MIV
43%
Fahrrad
12%
OPNV
21%
2025/30 (ziel)
MIV
33% Umwelt-
verbund
(zu FuB/
Fahrrad/
OPNV)
67%
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4, Rahmenbedingungen und Einordnung

4.1. Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur

Die Verkehrsinfrastruktur, die Straen- und Schienen-
verbindungen, Briicken, Wege und Platze, sind die
Lebensadern einer GroBstadt. Fiir ein qualitdtvolles
Stadtwachstum ist ein attraktives und leistungsstarkes
Mobilitdtsnetz eine unabdingbare Voraussetzung. Denn
nicht nur fiir den wirtschaftlichen Erfolg, sondern auch
die Lebensqualitdt der Bewohner und Besucher, ist es
von zentraler Bedeutung.

Ein attraktives, nachhaltiges und effizientes Mobilitats-
netz muss vielfdltigen Nutzungsanspriichen Rechnung
tragen: ein leistungsfahiges StraBennetz, ein attraktives
OPNV-Angebot sowie ein qualititvoller éffentlicher
Raum, vor allem in den hochfrequentierten Lagen und
Stadtquartieren, sind wichtige Bausteine fiir ein zeitge-
maRes und differenziertes Angebot.

Die Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur gerat meist
erst dann in das 6ffentliche Bewusstsein, wenn die Sys-
teme oder Teile der Systeme nicht richtig funktionieren
und so Personen und Wirtschaftsunternehmen in ihrer
Mobilitdt eingeschrankt werden. Mit einem wirtschaft-
lichen Wachstum und einer Bevélkerungszunahme
werden die Anspriiche, aber auch die Nutzungskonkur-
renzen weiter steigen. Schon heute sind Teile des Kélner
Mobilitdtsnetzes an ihrer Kapazitatsgrenze, gleichzeitig
stehen umfangreiche Sanierungen an. Dabei muss auch
bedacht werden, dass Kéln in seiner Funktion als Ver-
kehrsknotenpunkt einen iberproportionalen Anteil am
Gbergeordneten Verkehr aufnimmt.

In diesem Sinne haben die Schlagzeilen der jiingsten Zeit

der Gesellschaft vor Augen gefiihrt, dass groRRe Teile der
Verkehrsinfrastruktur in der kommenden Dekade eine
dringend notwendige Sanierung erfahren miissen. Be-
reits Einschrankungen auf einzelnen Streckenabschnit-
ten fiihren, wie es die Beispiele Autobahnbriicke Lever-
kusen (A1), Erweiterung der A3 im Bereich Miilheim/
Dellbriick, Tunnel GrenzstraRe (B55n) oder Sperrungen
wichtiger Gleistrassen wie in 2012 auf der Strecke der
S12 im Linksrheinischen gezeigt haben bzw. zeigen wer-
den, zu empfindlichen Stérungen des Gesamtsystems

mit der Folge groRerer Staus und Belastungen auf Aus-
weichrouten, die nicht selten auch durch Wohngebiete
flihren. Da absehbar ist, dass die Sanierungsarbeiten vor
allem an den Kélner Rheinbriicken das Verkehrsge-
schehen in Ko6lIn bis etwa 2025 maRgeblich bestimmen
werden, ist neben der bestmdglichen Koordination der
BaumaBnahmen auch eine Strategie erforderlich, wie
die Stadt Koln den Verkehr der Zukunft bewdltigen
mochte.

Das Wachstum Koélns wird nur moglich sein, wenn die
mit diesem Wachstum verbundenen verkehrlichen
Herausforderungen bewdltigt werden kénnen. Dies gilt
in einem besonderen Mal3e fiir die Wirtschafts- und
Giiterverkehre, auf welche die Industrie- und Handel-
sunternehmen der Region angewiesen sind. Verkehrs-
infrastruktur ist ein Standortfaktor; mangelt es daran,
schwacht dies die wirtschaftlichen Moglichkeiten der
Unternehmen. Besonders deutlich wurde dies wdhrend
der Sperrung der Leverkusener Autobahn-Briicke fiir
Lkw. Die dadurch anfallenden Umwege fiir die Fracht-
Lkw verursachten bei den Unternehmen der Region
immense tdgliche Zusatzkosten. ’

Kolns Lage bedeutet eine besondere Chance, mit der
zugleich erweiterte Aufgaben verbunden sind. Das
Rheinland liegt an einer zentralen Schnittstelle des fir
ganz Europa wichtigen Verkehrskorridors zwischen
Rotterdam und Genua, (iber den ein bedeutender Teil
der fiir die Volkswirtschaft eminent wichtigen Logistik-
ketten abgewickelt wird. Kélns Position am Rhein, tiber
den rund 80 % der deutschen Binnenschifffahrt bewdltigt
werden, bietet beste Voraussetzungen fiir eine direkte
Anbindung der hiesigen Binnenhdfen an die fiir das
Rheinland relevanten Seehafen, vor allem an Antwerpen
und Rotterdam. Deshalb unterstiitzt die Stadt K6In die
Initiative unter anderem der NRW-Landesregierung fiir
eine Starkung der Binnenhdfen im Rahmen des Nati-
onalen Hafenkonzeptes etwa durch Leistungssteige-
rungen des Bahnknotens K6In.?

Im Bereich des 6ffentlichen Verkehrs hat der Zweck-
verband Nahverkehr Rheinland in Kooperation mit der

7 Axel Granzow: Umwege kosten 1.700 Euro am Tag, in DVZ, Deutsche Logistik-Zeitung vom 28. Januar 2013.
8 Projektliste ,Disseldorfer Liste* des Ministeriums fiir Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen,

Stand Oktober 2013.



Deutsche Bahn AG und der Stadt K6In mit dem Projekt
»Bahnknoten K&ln“ ° bereits einen Handlungsansatz zur
Beseitigung der problematischsten Engpdsse in der Bahn-
infrastruktur vorgestellt und in der Bundesverkehrswege-
planung platziert. Es sieht 15 getrennt voneinander um-
setzbare MaRnahmen vor, mit denen der Bahnknoten
Ko6ln entlastet und zukunftsfahig gemacht werden soll.

Aber auch im kommunalen &ffentlichen Personennah-
verkehr (OPNV) werden neben dem erforderlichen
weiteren Ausbau der Infrastruktur '° Sanierungen insbe-
sondere der ab den spdten 60-er Jahren in Kéln gebauten
U-Bahn-Anlagen in den kommenden Jahren erforderlich
werden. Angesichts der Ergebnisse der Daehre-Kommis-
sion, die einen Reinvestitions-Nachholbedarf von aktuell
rund 4 Mrd. € in die kommunale Schieneninfrastruktur
in Deutschland ermittelte ', wird diese Aufgabe nicht
zu unterschatzen sein. Vor dem Hintergrund der bisher
noch nicht geklarten Anschlussregelung zum 2019
auslaufenden Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz
(GVFQG) ist die Bewdltigung alleine dieser notwendigen
Sanierungsarbeiten eine Aufgabe, die die Stadt K&In vor
immense finanzielle Herausforderungen stellen wird.

Insgesamt kommt die Daehre-Kommission zu folgen-
dem Schluss, der sich analog auf die Stadt Koln tibertra-
gen lasst: ,Die aktuelle Situation aus Unterfinanzierung
und Nachholbedarf verlangt eine neue zukunftsfahige
Vision von Mobilitdt. Es macht keinen Sinn, nur mehr
Mittel in die Infrastruktur zu investieren, ohne damit
eine neue verkehrspolitische Konzeption zu verbinden,
die sich an der Nachhaltigkeit orientiert und daraus den
Mittelbedarf transparent ableitet.“ ' Diesem Ansatz
fihlt sich das Konzept ,,K6In mobil 2025 verpflichtet.

Diese Rahmenbedingungen betreffen nicht nur Kéln,
sondern zahlreiche andere Stddte. Die besonders
erfolgreichen europdischen GroRstddte haben diese
Herausforderungen zum Anlass genommen, das Thema
Mobilitat neu anzupacken.

Ein zeitgemdRes Mobilitdtsangebot muss heute ande-
ren Rahmenbedingungen geniige tragen als noch vor
zehn oder zwanzig Jahren. Dieser Aufgabe will sich KéIn
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stellen und dazu mit den KéInerinnen und Kélnern in den
Dialog treten.

4.2. Stadtentwicklungspolitische
Rahmenbedingungen

Ko6ln ist eine gewachsene Stadt mit 2000-jahriger Tra-
dition. Der bestehende Stadtgrundriss setzt der Ver-
kehrsinfrastruktur nicht nur Grenzen, sondern hat eine
besondere Qualitdt. Die kompakte bauliche Struktur

und der hohe Wohnbevélkerungsanteil in der Innenstadt
schaffen die raumliche Voraussetzung fiir ein urbanes
Leben, was KéIn besonders attraktiv macht. Das Stra-
Rennetz, vor allem in der Innenstadt und den Quartieren,
ist daher nicht nur Verkehrsinfrastruktur, sondern ein
intensiv und vielféltig genutzter 6ffentlicher Raum, der
fir die Lebensqualitat in der Stadt von zentraler Bedeu-
tung ist. Der Aus- und Umbau von Verkehrsinfrastruktur
steht daher auch in Konkurrenz zu dem Anspruch, qua-
litdtvolle Stadtrdume zu entwickeln, die dem FuR- und
Radverkehr vorbehalten sind und so ein nachhaltigeres
Mobilitatsverhalten fordern.

Daher ist es umso wichtiger, dass bei der Stadtent-
wicklung und Stadtplanung Verkehr — mehr als in der
Vergangenheit - ,mit gedacht“ wird. So sollte bei einer
Neuausweisung von Wohn- und Gewerbeflachen den
Baugebieten Vorrang eingerdumt werden, die bereits
im Bestand {iber eine Verkehrsgunst verfligen. Im Falle
von Wohngebieten bedeutet dies konkret, dass sie
bevorzugt an bestehenden leistungsfahigen Schienen-
achsen, im besten Falle im Umfeld von Haltestellen,
errichtet werden sollen. Ein nachtraglicher Anschluss
an das S-Bahn- oder Stadtbahnnetz dauert erfahrungs-
gemal sehr lange oder wird gar nicht realisiert (siehe
z.B. Bocklemiind | Mengenich, Neubrtick, Widders-
dorf) mit der Folge, dass sich Mobilitdtsroutinen mit
dem Schwerpunkt auf der Nutzung des motorisierten
Individualverkehrs ausbilden. ,,Suchraume* fiir neue
Wohn- und Stadtquartiere sind daher vorwiegend
Gebiete, die bereits iiber eine gute Anbindung verfiigen
und zukiinftigen Nutzern ein nachhaltiges Mobilitats-
verhalten ermdglichen. Die Stadt hat eine Anzahl von
gut erschlossenen, zentral liegenden Fldchen, bei denen
diese Voraussetzungen bestehen und die kurz- oder

° Bahnknoten K&ln. MaRnahmen gegen den Kollaps - fit fiir die Zukunft. Hrsg. v. Nahverkehr Rheinland und Deutsche Bahn AG in Zusammenarbeit
mit dem Ministerium fiir Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen. 2012.
19 Netzerweiterungen im Bau bzw. konkret geplant: Nord-Siid Stadtbahn, 1. - 3. Baustufe; Verlangerung der Linie 3 bis Bocklemiind, Gérlinger-

Zentrum; Verlangerung der Linie 7 bis Ziindorf-Siid

""Vql. Bericht der Kommission ,,Zukunft der Verkehrsinfrastrukturfinanzierung*. 2012.

2Ebd., S. 3.
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mittelfristig fiir eine Umnutzung zur Verfligung stehen.

Beispielhaft sind der Miilheimer Siiden, das Heliosgeldn-
de, der ehemalige Giiterbahnhof in Ehrenfeld sowie die
~Parkstadt Stid“ im Bereich des heutigen GroBmarktes.

Bei der Entwicklung von Gewerbegebieten ist auf eine
Lage am HauptstraBennetz mit unmittelbarer Verkniip-
fung zum Autobahnnetz sowie — wenn nachgefragt -
auf einen Gleisanschluss zu achten. Die Anschliisse und
Infrastruktur der HGK kénnen zusammen mit Beratungs-
leistungen der kommunalen Verkehrsunternehmen
aktiver Teil der Wirtschaftsforderung werden. Zudem
wire auch hier eine Nihe zu bestehenden OPNV-Halte-
stellen von Vorteil, um den Bedirfnissen der Arbeitneh-
mer Rechnung tragen zu kdnnen. Gegebenenfalls ist

der Nachtransport von Haltestellen des Schienenver-
kehrs zum Arbeitsort mit Leihfahrradern zu ermdgli-
chen. Sinnvollist in jedem Fall eine friihzeitige Mobili-
tatsberatung der Betriebe und ihrer Beschdftigten. Ziel
muss es sein, eine gute Erreichbarkeit der Gewerbege-
biete fiir den Giiter- und Wirtschaftsverkehr zu gewdhr-
leisten und gleichzeitig die Voraussetzungen zu schaffen,
um die verkehrsbedingten Belastungen zu minimieren.

4.3. Demographische Rahmenbedingungen

Im Gegensatz zu vielen anderen Regionen der Bundes-
republik werden die GroRBstadte der Rheinschiene in der
kommenden Dekade weiter Einwohnerzuwdachse vermel-
den. Wahrend die Gesamtbevélkerung Deutschlands ge-
mals Prognose des Statistischen Bundesamtes im Jahr 2020
bereits unter die Grenze von 80 Mio. Einwohnern sinkt,
wird die Stadt K6ln gemaR aktueller Prognose im Saldo
mehrere zehntausend neue Einwohner hinzugewinnen. '3

Wachstum ist zweifellos eine Herausforderung an Ressour-
cen und Finanzen, gerade in Zeiten erschopfter ffent-
licher Haushalte, qualitatives Wachstum ist aber vor
allem eine Chance fiir die Zukunft der Stadt. Denn nur
qualitativ gesteuertes Wachstum sichert dauerhaft wirt-
schaftliche Potenziale und Beschaftigung ebenso wie
bildungspolitische, soziale und kulturelle Leistungsan-
gebote. Eine wachsende Stadt garantiert die finanziellen
Grundlagen fiir eine positive und politisch gewiinschte
Stadtentwicklung. Funktionierende Verkehrswege und
attraktive Mobilitatsangebote gehren zur Grammatik
einer prosperierenden und einer qualitativ und nachhal-
tig wachsenden Stadt.

Das Wachstum wird dabei begleitet von einer gema-
Rigten durchschnittlichen Alterung der Bevodlkerung.
Dies liegt im Wesentlichen am auch den Einwohnerzu-
wachs begriindenden Zuzug von Personen im Alter von
18 bis 30 Jahren. Gleichwohl wird auch die Anzahl der
iber 65-)ahrigen in Koln in den ndchsten Jahrzehnten
deutlich zunehmen. Diese Entwicklung verlduft nicht nur
sehr unterschiedlich in den 16 Bundeslandern, sondern
auch im lokalen MaRstab in den verschiedenen Stadttei-
len Kolns.

Mit diesen Veranderungen und den damit verbundenen
Mobilitdtsbeddiirfnissen sind auch immense Anforde-
rungen an die Verkehrsplanung verbunden. Allein fiir
notwendige ErschlieRungsstrallen erfordert dieses Be-
volkerungswachstum ein Investitionsvolumen (inklusive
Planungskosten) im hohen dreistelligen Millionenbe-
reich. Bei der KVB werden zur Bewaltigung der zusatz-
lichen Nachfrage Investitionen von iber 200 Mio. € notig
(erforderlicher Infrastrukturausbau sowie Beschaffung
zusatzlicher Stadtbahnwagen und Gelenkbusse). Der
Jahresfehlbetrag erhoht sich um ca. 13 Mio. €/ Jahr,
wobei die zusétzlich erwarteten Fahrgelderldse bereits
beriicksichtigt sind. Die von den hinzu kommenden
Bewohnern zuriickgelegten Wege erhéhen das Ver-
kehrsaufkommen von derzeit rund 3,9 Mio. um 5 % auf
etwa 4,1 Mio. Wege pro Werktag. Bezogen auf ein Jahr
betrdgt der Zuwachs an zuriickgelegten Wegen knapp
60 Mio., was mehr als einem Fiinftel der Beférderungs-
leistung der KVB entspricht. Diese Zahlen verdeutlichen,
dass die Herausforderungen weder mit dem vorhan-
denen Verkehrsnetz noch - bei Berlicksichtigung der
gesteckten Umwelt- und Klimaziele - mit den bisherigen
modal split-Anteilen zu erreichen sind.

Das zunehmende Durchschnittsalter der Kélner Bevolke-
rung fihrt dazu, dass die behindertengerechte Ausge-
staltung aller 6ffentlichen Einrichtungen mit Hochdruck
vorangetrieben werden muss. Dies betrifft nicht nur

den schon weitgehend behindertengerecht gestalteten
Zugang zu Bus und Bahn, sondern auch die flichende-
ckende Ausgestaltung des 6ffentlichen Raums und der
dort platzierten Lichtsignalanlagen.

4.4. Verkehrssicherheit
Die mit 37.000 bis 39.000 jahrlichen Ereignissen hohe
Zahl an Verkehrsunfallen in KoIn fihrt zu einem volks-

3Vgl. ,Bevélkerungsprognose Kéln 2040 - Wie lange wéchst KéIn?“ Pegel KdIn 1/2013. Amt fiir Stadtentwicklung und Statistik. IT.NRW geht
sogar von einem Einwohnerzuwachs von rund 80.000 Personen bis 2030 aus.



wirtschaftlichen Schaden in dreistelliger Millionenho-
he 4. Pro Jahr sind iber 500 Schwerverletzte und mehr
als 20 Tote im StraRenverkehr zu beklagen. Daher muss
dem Thema Verkehrssicherheit auch in Zukunft ein sehr
hoher Stellenwert eingerdumt werden. Der weitaus
groRte Teil der Verkehrsunfalle ist verursacht durch
menschliches Versagen, wie z. B. zu dichtes Auffahren,
Fehler beim Abbiegen, zu hohe Geschwindigkeit, Rot-
lichtverstoRe oder Alkohol am Steuer. Da die Geschwin-
digkeit erheblichen Einfluss auf die Schwere der Unfille
hat, wird das Thema Entschleunigung im Verkehrin
Zukunft eine groRere Beachtung finden miissen. Dane-
ben wird es erforderlich sein, die Verkehrsbeteiligung
von FuBgangern und Radfahrern sicherer zu gestalten.

Die Aufmerksamkeit vieler Verkehrsteilnehmer im 6ffent-
lichen StraBenverkehr ldsst zum Teil stark nach (Beispiel
Handynutzung am Steuer), so dass die Gesamtzahl der
Unfdlle seit Jahren nicht sinkt. Erkennbar wird der Grund-
satz der gegenseitigen Riicksichtnahme haufig nicht ge-
lebt. Daher ist es zunehmend von Bedeutung, Verhaltens-
anderungen im Verkehr durch praventives Handeln, aber
auch durch konsequente Uberwachung zu unterstiitzen.
Erganzend dazu sind kontinuierliche bauliche Anpassungen
im StraBennetz erforderlich, deren Wirkung durch eine
Entschleunigung des stadtischen Verkehrs gestarkt wird.

Bedingt durch technische Mdglichkeiten sowie eine
zunehmende Erwartung seitens der Bevolkerung sind
auch die OPNV-Anlagen verstarkt mit technischen Siche-
rungseinrichtungen auszustatten, die sich sowohl auf
den Investitionsbedarf wie auch auf die Betriebskosten
direkt auswirken. Daneben steigen auch die Anforderun-
gen an die subjektiv wahrgenommene Sicherheit durch
die Fahrgaste. Hierbei geht es nicht um die Sicherheit

im Zusammenhang mit dem OPNV-Betrieb, sondern

um das Sicherheitsgefiihl des Fahrgastes vor, wdhrend
und nach der Benutzung der Verkehrsangebote. Auch
wenn die Haufigkeit von Gefdhrdungen durch Dritte
statistisch nicht angestiegen ist, so fiihrt die vermehrte
Berichterstattung tiber Zwischenfdlle zunehmend zu
einem Gefiihl von Unsicherheit. Um dennoch mdglichst
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allen Bevolkerungsgruppen die Benutzung 6ffentlicher
Verkehrsangebote zu erleichtern, wird seitens der Ver-
kehrsunternehmen verstdrkt Personal vor Ort eingesetzt,
das dieser Entwicklung entgegenwirken soll.

4.5. Klima- und umweltpolitische
Rahmenbedingungen

Europaische Union, Bundesrepublik Deutschland sowie
das Land Nordrhein-Westfalen haben sich ambitionierte
Klimaziele gesetzt. So sollen nach einer Entscheidung

des EU-Parlaments und des Rates (2009) sowie einer Mit-
teilung der EU-Kommission aus 2010 die Treibhausgase-
missionen bis 2020 um mindestens 20 % unter das Niveau
von 1990 gesenkt werden. Mit Beitritt zum europdischen
Blirgermeisterkonvent hat sich die Stadt KéIn freiwillig
verpflichtet, Giber diese EU-Ziele hinauszugehen ' . Die
Bundesrepublik hat darliber hinaus fiir den gleichen Zeit-
raum das Ziel vorgegeben, die Emissionen um 40 % gegen-
iber 1990 zu senken. Das 2013 in Kraft getretene Klima-
schutzgesetz Nordrhein-Westfalens sieht eine Reduktion
der Treibhausgasemissionen um 25 % bis 2020 vor. '°

Allen Zielvorgaben und Konzepten ist gemein, dass der
Verkehrssektor als einer der wesentlichen Emittenten
einen signifikanten Beitrag zur Zielerreichung beisteuern
muss. Je nach Berechnungsgrundlage und -methodik
wird dem Verkehr ein Anteil von rund 20 - 25% an den
gesamten CO,-Emissionen zugeschrieben. 7 An den
direkten CO,-Emissionen des Verkehrs ist der StraRen-
verkehr mit 85 % beteiligt, der Pkw-Verkehr alleine mit
60 %. Die Strategie der Automobilindustrie ,,Niedrigerer
Verbrauch durch motorische Verbesserungen und einen
hoheren Dieselabsatz“ fiihrte nicht zu einem signifi-
kanten Riickgang der CO,-Emissionen, denn héheres
Gewicht bei mehr Komfort und Sicherheit sowie mehr
Leistung machten die ,Einsparerfolge der Techniker und
den Diesel-Bonus“ zum Teil zunichte. 8

Um die Zielvorgaben des Biirgermeisterkonvents einhal-
ten zu kénnen, sind allein aus Klimaschutzgriinden daher
MaRnahmen erforderlich, die den Anteil des motorisier-
ten Individualverkehrs am Gesamtverkehrsaufkommen

4 Der volkswirtschaftliche Schaden von Verkehrsunfdllen belduft sich deutschlandweit auf Basis der Unfallzahlen von 2005 auf rund 31 Mrd. € pro
Jahr (vgl. Baum u. a.: Volkswirtschaftliche Kosten durch StraBenverkehrsunfalle in Deutschland. Berichte der Bundesanstalt fiir StraBenwesen.

Heft M208. Bergisch Gladbach 2010.
1> GemaR Ratsbeschluss vom 25.09.2008

'® Fiir die nachfolgenden Dekaden wurden entsprechende weitreichendere Ziele formuliert.

17 Bei Berlicksichtigung nur direkter Emissionen 20 %, bei Einbeziehung indirekter Emissionen des Verkehrs 25 %
(vgl. http://www.bmu.de/themen/luft-laerm-verkehr/verkehr/herausforderung-verkehr-und-umwelt/verkehr-und-umwelt-weniger-
treibhausgasemissionen-auf-der-strasse-mehr-im-flugverkehr; Zugriff 01.10.2013)

8 Ebd.
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in K&In senken. Die OPNV-Zukunftskommission NRW
kommt diesbeziiglich in ihrem Abschlussbericht zu dem
Ergebnis, dass zur Einhaltung der Klimaschutzziele und
zur Sicherung der Mobilitdt der Biirger die Verkehrslei-
stung des OPNV bis 2050 bei klarer politischer Priorisie-
rung sukzessive um 50 bis 100 % erhéht werden muss. °

Bezogen auf den prognostizierten Einwohnerzuwachs in
K6ln ware allein schon bei einer Beibehaltung der Anzahl
der mit dem MIV zuriickgelegten Wege eine Steigerung
des Umweltverbunds (OPNV, Fahrrad, zu FuR) um knapp
10 % erforderlich. Weitergehende Anforderungen an eine
Reduktion der Umweltbeeintrachtigungen des Verkehrs
erfordern noch wesentlich gréRBere Zuwachsraten. Die
Stadt Kéln verfolgt daher beispielhaft zusammen mit der
Stadtwerke K&In AG im Projekt Smart City Cologne das
Ziel, durch vielfaltige MaBnahmen in den Bereichen IT,
Energie und Mobilitdt den Primdrenergieverbrauch zu sen-
ken und gleichzeitig die Stadt intelligenter zu vernetzen.

Zusétzlich sollte die Stadt Kéln in Zusammenarbeit mit
der regionalen Industrie, dem Handel sowie den Unter-
nehmen der Logistikbranche Angebote entwickeln, die
auch im Giiterverkehr eine Reduktion von CO,-Emis-
sionen durch Verkehrsverlagerung und vertraglichere
Abwicklung ermdglichen. Ein wichtiges Ziel ist dabei

die Verlagerung von Transporten auf die umweltscho-
nenden Verkehrswege Schiene und WasserstraRe. Die
Kapazitdten flr eine Ausweitung 6kologisch sinnvoller
Alternativen zum Giiterverkehr auf der StraRe sind grund-
satzlich vorhanden. Sie miissen aber durch Investitionen
erschlossen werden. Innerstddtische Giterverkehre

gilt es zu verringern, indem geeignete Umschlagsmog-

lichkeiten mdglichst in der Nahe der Aufkommensquel-
len und -ziele geschaffen und gestarkt werden. Transit-
verkehre ohne einen direkten Bezug zu Verkehrsquellen
oder -zielen in K&In sollten moglichst um die Stadt
herum gefiihrt und von dieser ferngehalten werden.

Verkehrist auch ein bedeutender Emittent von Larm
und Luftschadstoffen. In den entsprechenden Fachpla-
nen (Larmaktionsplanung, Luftreinhalteplan) werden
MaRnahmen benannt, die zum Teil bereits umgesetzt
sind (wie z. B. die Umweltzone). Eine Férderung des
ZufuRgehens und Radfahrens wirkt in diesem Kontext
immer positiv. Der OPNV trigt aufgrund der Mengen-
wirkung in besonderem MaRe zu einer Reduzierung von
Larm und Luftschadstoffen bei. Jedoch kann es hier im
Einzelfall zu Zielkonflikten kommen, so bei der lokalen
Ausbreitung von Larm an Schienenstrecken. Daher ist es
wichtig, bei Neu- und AusbaumaBnahmen den Larm-
schutz unmittelbar mit den betroffenen Anliegern zu
kommunizieren. Die Emission von Luftschadstoffen wie
NOX und Feinstaub durch den Busverkehr ist durch den
zunehmenden Einsatz von modernen Dieselmotoren in
den vergangenen Jahren deutlich reduziert worden. Mit
der ,Richtlinie der Stadt KéIn zur Férderung nach § 11
Abs. 2 OPNVG NRW* férdert die Stadt unter anderem
den Einsatz umweltfreundlicher Busse auf ihrem Stadt-
gebiet und trdgt somit zu einer weiteren Verringerung
der Luftschadstoffe bei. Im Pkw-Verkehr haben sowohl
technische Fortschritte als auch eine Verringerung der
Geschwindigkeiten, wie z. B. durch Ausweisung von
Tempo-30-Zonen in Wohngebieten, zu einer Verbesse-
rung der lokalen Schadstoff- und Larmsituation beigetra-
gen. Durch Biindelung von Verkehren und hohem Ver-

Yvgl. OPNV-Zukunftskommission NRW, Abschlussbericht (Kurzfassung), August 2013, S. 6
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kehrsaufkommen existieren jedoch weiterhin Hot Spots,
in denen die durchgefiihrten Messungen Uberschrei-
tungen der Schadstoffgrenzwerte ergeben. Ebenso wie
bei den Larminseln besteht hier weiterer Handlungsbe-
darf, um die ortliche Situation zu verbessern.

4.6. Wirtschaftliche|finanzielle
Rahmenbedingungen
In Zeiten angespannter 6ffentlicher Haushalte muss ein
besonderes Augenmerk auf die Finanzierbarkeit der er-
arbeiteten Losungen und MaBnahmen gerichtet werden.
Angesichts der stagnierenden bzw. sinkenden Zuschiisse
von Bund und Land und den immensen Herausforde-
rungen, die die Sanierung der Infrastruktur Giber die kom-
menden Jahre und Jahrzehnte mit sich bringt, werden
weit reichende Neubaumalnahmen nicht finanzierbar
sein. Die aus Sicht der Stadt K&In erforderlichen Neu- und
AusbaumaBnahmen stehen untereinander und zu den
geplanten MaBnahmen der anderen Gebietskorper-
schaften der Region und des Landes in direkter Konkur-
renz. Gleichzeitig steht die Stadt K6In auch in anderen
Politikbereichen vor groRen finanziellen Herausforde-
rungen. Daher gilt es, auf der Basis der Analyse und des
Leitbilds Prioritdten fiir den zielgerichteten Ausbau der
Verkehrsinfrastruktur zu setzen.

Allein die Auflésung des Sanierungsstaus bei StraRen,
Briicken und Tunneln in kommunaler Baulast der Stadt
Ko6ln bindet Mittel in Hohe von - grob geschatzt — rund
500 Mio. €. Hinzu kommen Instandhaltungs- und Er-
tlichtigungsmaRnahmen im Stadtbahnsystem wie z. B.
der nachtrdgliche Einbau von Hochwasserschotts und
die brandschutztechnische Anpassung der U-Bahnanla-
gen sowie Erhaltungsinvestitionen in die seit Ende der
60-er Jahre gebaute U-Bahn-Infrastruktur.

Die Verkehrsmenge auf den StraBen- und Schienenfern-
verbindungen steigt in den ndchsten Jahren weiterhin
stark an. Daher sind hohe Investitionen in das Schienen-
und StraBennetz zwingend erforderlich, damit dieser
Verkehr die Stadt nicht Giberflutet.

Da Ko&ln wachst, wachst auch das Mobilitdtsbediirfnis.
Im Gegensatz zum Fernverkehr kann das Personenver-
kehrsbedirfnis in der Stadt zum groRen Teil durch den
Umweltverbund abgedeckt werden. Der vergleichsweise
geringe zusatzliche Platzbedarf, die Umweltfreundlich-
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keit und auch der iberschaubare Finanzbedarf in die
Infrastruktur zeichnen diese Verkehrsmittel aus. Daher
ist die intensive Forderung von FuR-, Rad- und 6ffent-
lichem Personennahverkehr ein Schliissel fiir die Losung
der Verkehrsfragen der wachsenden Stadt.

Der innerstadtisch wachsende Giterverkehr stellt

eine besondere Herausforderung dar. Intelligente
Logistikkonzepte in Verbindung mit leistungsfahigen
Umschlagpunkten zwischen allen Verkehrstragern und
Logistikrouten fiihren auch dort zu kostenglinstigen und
umweltfreundlichen Zukunftsperspektiven.

Die Investitionen in die Bauwerke sind bislang vor dem
Hintergrund der neuen Rahmenbedingungen beim
Brandschutz [ Hochwasser noch nicht in Ganze kalku-
lierbar. Expertenschatzungen gehen mittelfristig von
30 - 50 Mio. €/ Jahr aus, wobei die Projekte vor dem
Hintergrund der Planungs- und Bauzeiten sowie der ge-
nehmigungsrechtlichen Rahmenbedingungen deutlich
vor Ablauf der Nutzungsdauer anzugehen sind. Bei Tun-
nelbauwerken wird in der Regel von einer Nutzungsdau-
ervon ca. 100 Jahren ausgegangen. Die betriebstech-
nischen Einrichtungen unterliegen deutlich kiirzeren
Nutzungszyklen, hier wird von Ersatzinvestitionen von
ca. 10 - 20 Mio. €/ Jahr ausgegangen, die durch die KVB
realisiert werden.

Vor diesem Hintergrund wird die verkehrspolitische
Forderung, auch Ersatzinvestitionen — analog zu Neu-
baumaRnahmen - durch Bund und Land zu fordern, ein
wesentlicher Baustein zum Erhalt der Infrastruktur des
OPNV.

4.7. Koélninder Region

Die Verflechtungen nehmen im internationalen, aber
auch im regionalen MaRstab zu. Dies ist nicht nur, aber
auch an der Entwicklung der Pendlerstrome abzulesen:
Die Zahl der Einpendler nach Kéln hat in den vergange-
nen 25 Jahren von 188.000 um knapp 60 % auf 299.000
zugenommen, die Zahl der Auspendler aus KéIn hat
sich im gleichen Zeitraum von 45.000 auf 136.000
sogar verdreifacht 2. Dabei nimmt die Nutzung von
SPNV und OPNV im Berufsverkehr kontinuierlich zu. Die
Zusammenarbeit im Verein Region Kéln/Bonn e. V., bei
den Zweckverbanden Nahverkehr Rheinland (NVR) und
Verkehrsverbund Rhein-Sieg (VRS) sowie in der von den

20 www.landesdatenbank.nrw.de, Abruf 26.02.2014 sowie KdIner Stadt-Anzeiger vom 26.02.2014: ,299000 Einpendler - jeden Tag“
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Oberbiirgermeistern KéIns und Diisseldorfs ins Leben
gerufenen Initiative Metropolregion Rheinland zeugen
von dem Erfordernis, sich auf unterschiedlichen Ebenen
in der Region auszutauschen und Planung an gemein-
samen Zielen auszurichten. Koln als Millionenstadt

und Oberzentrum nimmt dabei eine herausragende
Stellung ein. Die Stadt versteht sich als Wirtschafts-,
Wissenschafts-, Messe-, Kultur- und Einkaufsmetropole.
Die mit diesem Bedeutungsiiberschuss verbundenen
verkehrlichen Herausforderungen miissen gemeinsam
mit den regionalen Partnern angegangen werden. Fiir
die Anmeldung zum Bundesverkehrswegeplan 2015
wurde erstmals eine gemeinsam erstellte Vorhabenliste
der Initiative Metropolregion Rheinland eingereicht. Alle
Gebietskorperschaften im Verbundgebiet des Zweck-
verbands NVR haben durch Beschliisse ihrer Gremien die
MaRnahmen zur Ertiichtigung des Bahnknotens KéIn
unterstiitzt. Beide Initiativen wurden als starke Zeichen
der Region im Bund wahrgenommen.

Auch bei der Entwicklung des Giiterverkehrs verfolgt
Ko6In einen regionalen Ansatz: Durch ein externes Gut-
achten werden Handlungserfordernisse und MaBnah-
men in einem ,Regionalen Logistikkonzept K6In“ zusam-
mengefasst. Unter Wiirdigung der Entwicklungschancen

in der Region sollen dabei fiir das KéIner Stadtgebiet die
geeigneten Stellschrauben fiir eine Unterstiitzung der
Logistikbranche bei gleichzeitiger Beachtung stadtver-
traglicher Lésungen definiert werden. Dabei werden
unter anderem die Ergebnisse des EFRE-Projekts ,Wei-
terentwicklung der Logistikregion Niederrhein [ K&In“
berlicksichtigt. 2

Auf der interlokalen Ebene wurde als ein erstes Ergebnis
der Abstimmungen des Interkommunalen Arbeitskreises
(IntAK) des Oberbiirgermeisters mit dem Landrat des
Rhein-Erft-Kreises und den Biirgermeistern der kreisan-
gehorigen Stddte ein Radschnellweg zwischen Frechen
und Ko6In beim Landesverkehrsministerium zur Forde-
rung angemeldet und positiv beschieden 2. Des Weite-
ren arbeiten die Akteure an der Definition und Entwick-
lung von ,Mobilitatsdrehscheiben* an der Schnittstelle
zwischen Ko6In und dem Umland, d. h. bedeutenden
Haltestellen, an denen eine intermodale Wegekette in
besonderem MaRe ermoglicht wird.

4.8. Trends in der Mobilitdtsentwicklung
Ergebnisse aktueller Studien weisen darauf hin, dass das
Verkehrsverhalten der Stadtbewohner in einem Trans-
formationsprozess begriffen ist. Wéhrend die Verfiigbar-

21 Kooperationsprojekt von Wirtschaftsforderung Rhein-Kreis Neuss, Standort Niederrhein GmbH, Stadt KoIn, Neuss-Dusseldorfer Hafen, HGK AG,
Wirtschaftsforderung Rhein-Erft-Kreis, IHK Mittlerer Niederrhein, Hochschule Niederrhein und M. Zietzschmann GmbH & Co. KG
2 Der Forderbescheid wurde am 20.11.2013 von Verkehrsminister Groschek tibergeben.




keit tiber Fiihrerschein (und Pkw) bei Personen (iber 65
Jahren durch den Nachholeffekt der weiblichen Bevélke-
rung weiterhin leicht zunimmt und zu erwarten ist, dass
die erworbenen Verhaltensroutinen einer recht haufigen
Autonutzung auch in das Rentenalter ibernommen
werden, zeigen vor allem die jungen Erwachsenen eine
steigende Tendenz zur Multimodalitat. Das Auto als
Verkehrsmittel und Statussymbol verliert an Bedeutung,
was sich an sinkenden Pkw-Besitzzahlen in diesen Alters-
gruppen und an der vermehrten Nutzung von flexiblen
Angeboten wie Carsharing zeigt. Die Verkehrsmittelnut-
zung orientiert sich also mehr und mehr an den Vortei-
len der einzelnen Modalitaten in Bezug auf Kosten, Zeit,
Verfiigbarkeit und Bequemlichkeit. Gleichzeitig erfor-
dert die zunehmende Anzahl betagter und hochbetagter
Personen den Abbau noch bestehender Barrieren, vor
allem im 6ffentlichen Personennahverkehr.

Die Verkehrswirtschaft bedient diesen Trend durch
Ausweitung bestehender und Implementierung neuer
flexibler Angebote. Gab es Anfang der 2000-er Jahre in
Ko6ln z.B. nur einen Carsharing-Anbieter mit stationsba-
siertem Angebot, so ist deren Zahl inzwischen auf vier
(zwei stationsbasiert, zwei im ,free floating“-System)
angestiegen. Das Segment Fahrradverleih wird der-
zeit von der Deutsche-Bahn-Tochter Call-a-bike in der
Kernstadt bedient. Die KéIner Verkehrs-Betriebe haben
angekiindigt, in der zweiten Jahreshdlfte 2014 ein eige-
nes Fahrradverleihsystem in drei Arealen (Innenstadt,

Milheim [ SchanzenstraBe und Butzweilerhof) zu starten.

Die sehr dynamische Entwicklung im Bereich der Fahrer-
assistenzsysteme wird das Autofahren in den kommen-
den Jahren deutlich verdndern. Diese Systeme werden
den Menschen mit eingeschrankter Wahrnehmung und
Reaktionsschwdchen mehr sichere Mobilitdtsangebote
bieten kdnnen als heute. Insbesondere im Hochge-
schwindigkeitsnetz (Autobahn) werden Assistenzsys-
teme noch starker ihre Wirkung entfalten. Die Anzahl
schwerer Unfille kann dadurch deutlich reduziert wer-
den. Besonders spiirbar wird sich dies im Lkw-Verkehr
auswirken, da die sehr langen Lenkzeiten oftmals unfal-
lursdchlich sind. In K&ln fiihren derartige Unfalle haufig
zu langen Streckensperrungen auf den Autobahnen, mit
der Folge, dass Ausweichverkehre das stadtische Stra-
Rennetz zum Teil vollig Giberlasten. Daher sollten solche
Assistenzsysteme fiir Lkw in Deutschland verpflichtend
vorgeschrieben werden.

23 KEP = Kurier-, Express-, Paketdienste
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Ko6ln als Automobilstandort mit langer Tradition und
Sitz bedeutender Unternehmen der Automobilindustrie
kann von den in der Region in Zusammenarbeit mit uni-
versitaren Einrichtungen betriebenen Forschungs- und
Entwicklungszentren profitieren. Im Ford-Forschungs-
zentrum Aachen wird z. B. an aktiven Sicherheitssyste-
men, Fahrzeug-zu-Fahrzeug-Kommunikation sowie
Fahrzeug-zu-Infrastruktur-Kommunikation gearbeitet.
Die Stadt Koln verspricht sich von diesen Innovationen
mittelfristig einen aktiven Beitrag der Industrie zur
Verstetigung des Verkehrs sowie zur Erh6hung der Ver-
kehrssicherheit.

Ein weiterer wichtiger Trend besteht in dem zunehmen-
den Ersatz fossiler Brennstoffe durch alternative Antriebs-
formen. Die mit massiver finanzieller Unterstiitzung der
Bundesregierung forcierte Entwicklung von Elektromo-
toren in Pkw steckt derzeit noch in den Kinderschuhen.
Erfolgreicher ist derzeit die Verbreitung von Pedelecs
oder E-Bikes, also elektrisch unterstiitzten Fahrradern.
Diese erweitern den potenziellen Radius von Fahrradern
bzw. ermdglichen vielen Personen tiberhaupt erst die
Benutzung des Fahrrads fiir Idngere oder topografisch
anspruchsvollere Strecken.

Im Offentlichen Personennahverkehr wird Elektromo-
bilitdt — was in der derzeitigen Diskussion oft {iberse-
hen wird - bereits seit Giber 100 Jahren erfolgreich im
Stadtbahnbetrieb genutzt. Bei den Busflotten werden
deutschlandweit neben den drei noch bestehenden
O-Bus-Systemen derzeit mehrere alternative Antriebs-
systeme oder -kraftstoffe (Elektro, Hybrid, Erdgas,
Wasserstoff) im Regelbetrieb getestet. Auch fiir die
City-Logistik ist die Elektromobilitat ein forderwiirdiger
Ansatz, z.B. fiir Fahrzeuge der KEP-Branche 23 oder bei
elektrisch unterstiitzten Lastenfahrrdadern.

Als Alternative bzw. Ergdnzung zum Pkw muss der Um-
weltverbund zunehmend vernetzt und ,aus einer Hand“
organisiert werden. Um Zugangshemmpnisse zu mini-
mieren, sind integrierte Lésungen wie z. B. die Mobilcard,
bei der mit einer Kundenkarte verschiedene Angebote
(SPNV, OPNV, Carsharing, Bikesharing, etc.) unkompli-
ziert genutzt werden kénnen, von nicht zu unterschat-
zender Bedeutung. Dabei stellt auch das Smartphone
mit seinen umfangreichen Méglichkeiten (Apps, Handy-
tickets, Echtzeitinformationen, etc.) einen zunehmend
wichtigen Baustein dar. Die Verkehrsunternehmen
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missen die Chance nutzen, sich zu integrierten Mobili-
tatsdienstleistern weiterzuentwickeln.

Im Giiterverkehr wird ein erhebliches Wachstum des Auf-
kommens aller Verkehrstrager, besonders aber im Stra-
Renverkehr, die Belastungen weiter erhdhen. Der fortge-
setzte Trend zur Containerisierung ist zu einem wichtigen
Motor der Globalisierung geworden, von der die Stadt
mit ihrem in Deutschland einmaligen Giirtel an Indus-
triebetrieben etwa der Chemie, des Anlagenbaus oder
der Automobilfertigung in (iberdurchschnittlicher Weise
profitiert. Als zentraler Knoten im Hinterland derin
einem enormen Ausbau befindlichen Seehdfen Rotter-
dam und Antwerpen ist KéIn direkt an die internationa-
len Logistikketten angeschlossen. Diese Chancen gilt es
zu nutzen, um die wirtschaftlich gute Situation weiter
zu verbessern. Damit einher geht jedoch ein erhéhter
Bedarf an Umschlaganlagen, Abstellflichen und Trans-
portwegen fiir den Warenverkehr allgemein und die
zunehmenden Container-Transporte im Besonderen.
Verschiedene Beispiele in der jlingeren Vergangenheit
haben gezeigt, dass der Bau von Verkehrsinfrastrukturen
oftmals mit Umsetzungskonflikten belastet ist.

Die europdische Politik strebt integrierte Verkehrskon-
zepte an, die auf einem nachhaltigen Gleichgewicht
zwischen den verschiedenen Verkehrstragern beruhen.
So ruft die Europaische Kommission in ihrem Kommuni-
kationspaket ,Gemeinsam fiir eine wettbewerbsfihige
und ressourceneffiziente Mobilitat in der Stadt“ (De-
zember 2013) die europaischen Stddte auf, ein Umden-
ken zur Verlagerung des Verkehrs auf Verkehrstrager
mit geringem CO -Ausstol einzuleiten. Saubere und
nachhaltige Verkehrsarten wie ZufuRgehen und Radfah-
ren, eine erhdhte Nutzung des OPNV sowie eine ziigige
Markteinfiihrung von alternativen Kraftstoffen sollten im
Rahmen von konzertierten Aktionen seitens der politi-
schen Entscheidungstrager auf allen Ebenen geférdert
werden.

Viele europdische Stddte sehen sich mit den negativen
Aspekten des Verkehrswachstums wie Staus und Um-
weltbelastungen konfrontiert. Anfang des Jahrtausends
haben daher die ersten Pioniere in Europa Konzepte

fur eine nachhaltige stadtische Mobilitat verabschiedet
und umgesetzt. Beispiele aus Stockholm (City-Maut seit
2006), Kopenhagen (Griine Welle fiir Fahrradrouten),

Goteborg (Lieferdienste von Supermarkten), Briissel
(Pramie fiir abgemeldete Pkw), Malmo (ein Stadtteil

als FuR- und Fahrradstadt) und Zirich (Einfihrung und
Umsetzung eines strategischen Mobilitdtsplans in 2001)
dienen schon ldngst als Best Practice in diesem Bereich.

So gilt die Verkehrspolitik der Stadt Ziirich insgesamt als
vorbildlich: Griinde dafiir sind u. a. der relativ geringe
Motorisierungsgrad der Stadtbevolkerung, die Koexis-
tenz der verschiedenen Verkehrstrdger bei gleichzeitiger
Priorisierung des Umweltverbunds und der daraus
resultierende, vorteilhafte Modal Split. Spezielle Fahr-
spuren sowie Bevorzugung von Tram und Bus an den
Lichtsignalanlagen bilden eine Voraussetzung fiir die
mit fast 40 % Anteil an allen Wegen starke Nutzung des
offentlichen Verkehrs in der Stadt. Mit der Aufnahme
der Verkehrspolitik gemaR Planung ,Strategien Ziirich
2025 in die Gemeindeordnung werden gemaR dem
Programm ,Stadtverkehr 2025 unter anderem die
Weiterentwicklung des Modal Splits zugunsten des Um-
weltverbunds, die Senkung des Energieverbrauchs sowie
der stadtvertrdgliche Umgang mit dem motorisierten
Verkehr gesetzlich verankert und sichergestellt. Das in
Zusammenarbeit mit dem Kanton Ziirich erstellte regi-
onale Gesamtverkehrskonzept enthalt ein MaRnahmen-
paket in einem Volumen von ca. 1 Milliarde Franken, das
hauptsichlich der Férderung des Offentlichen Verkehrs
sowie des FuR- und Radverkehrs gewidmet wird. 2*

»,Good, Better, Best“ — so heiRt die Radverkehrsstrategie
in Kopenhagen: Dank einer konsequenten Férderung
werden heute bereits (iber 35% der Arbeits- und Schul-
wege mit dem Fahrrad zuriickgelegt. MaBnahmen zur
Qualitdtsverbesserung existierender Radwege (z.B.
Ausweitung der Fahrspuren) und zur Weiterentwicklung
des Radwegenetzes (z. B. Aufbau von Schnellstraen,
Fahrradbriicken) tragen dazu bei, die Reisezeiten zu
reduzieren und den Komfort und das Sicherheitsgefiihl
der Radfahrer zu erhéhen. In Kombination mit weiteren
radverkehrsférdernden MaRnahmen soll der Modal Split-
Anteil des Radverkehrs an allen berufs- und ausbildungs-
bedingten Wegen auf 50 % gesteigert werden. %

In Frankreich schlieRlich wird seit den 70-er Jahren die re-
gionale Entwicklung des 6ffentlichen Verkehrs (auch in
den Handen von Privatanbietern) durch die sogenannte
Nahverkehrsabgabe (,Versement Transport®) geférdert

24\/gl. Strategien Ziirich 2025 und Programm ,,Stadtverkehr 2025*. Stadt Ziirich 2012.
5 Vgl. “Good, Better, Best“: The City of Copenhagen’s Bicycle Strategy 2011 - 2025. Kopenhagen 2011.
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und finanziert. Alle Kommunalverbande tiber 20.000
Einwohner sind berechtigt, die Abgabe zu erheben. Der
Beitrag wird sowohl von privaten als auch von 6ffentli-
chen Unternehmen eingezahlt, die (iber neun Mitarbei-
ter beschéftigen. Der Beitragssatz ist abhangig von der
Einwohneranzahl der Kommune, in der das Unterneh-
men ihre Tatigkeit auslibt. Die Nahverkehrsabgabe muss
zweckgebunden fiir den 6ffentlichen Nahverkehr ver-
wendet werden und ist somit Grundlage fiir die Renais-
sance der StraBenbahn in vielen franzosischen Stadten
seit Mitte der 80-er Jahre. Als ,NutznieRerfinanzierung“
stellt sie eine zusétzliche Finanzierungsquelle dar, ohne
beispielsweise auf die zurzeit kaum mehrheitsfahige
City-Maut zuriickgreifen zu missen.

Ein ahnlicher Finanzierungsansatz wird aktuell mit dem
so genannten ,,Blirgerticket“ diskutiert, bei dem analog
zum Semesterticket fiir Studierende von jedem Blirger
oder jedem Haushalt eine zweckgebundene Abgabe
erhoben wiirde, die auf der anderen Seite zu einer
kostenlosen OPNV-Nutzung berechtigen wiirde. Im
Gegensatz zu den bisher nur in Klein- und Mittelstadten
(Hasselt [ Belgien, Liibben, Templin) sowie seit 2013 in

der estnischen Hauptstadt Tallinn praktizierten und auf-
grund der auf Dauer ungeklarten Finanzierung zum Teil
wieder eingestellten Modellen eines ,kostenlosen OPNV*
soll durch ein solches Modell eine Grundfinanzierung

des OPNV gewihrleistet werden, ohne den stidtischen
Haushalt tiber Gebiihr zu belasten. Allerdings sind die
bisher vorgestellten Ideen nicht umsetzungsreif. Es
bedarf noch in erheblichem Umfang der Kldrung offener
Fragen, bevor das Biirgerticket als ernsthafte Alternative
zur derzeitigen Nutzerfinanzierung gelten kann.

Die Europdische Kommission unterstiitzt die kommu-
nalen Bestrebungen fiir eine neue urbane Mobilitdt mit
der Anlage eines umfangreichen Datenerhebungspro-
gramms im Bereich des Verkehrs, in dessen Rahmen z.B.
Statistiken und Informationen tiber multimodale Infor-
mationsdienste und Echtzeit-Verkehrsdaten gesammelt
werden sollen. Einer der Schwerpunkte des Pakets ist die
Einfiihrung von technologiegestiitzten , Intelligenten
Urbanen Verkehrssystemen“ (z. B. multimodal smart
ticketing), die politischen Entscheidungstrdgern bei der
Planung und Entscheidung tiber neue Verkehrslésungen
kiinftig helfen sollen.

© Edyta Pawlowska - 123rf.com
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5. Handlungsansitze zur Erreichung der Leitziele

In den nachfolgenden Handlungsansatzen werden

auf Basis der Ist-Analyse und den dargestellten Trends
MaRnahmenfelder fiir KéIn vorgeschlagen, die zur
Erreichung der eingangs definierten Leitziele beitragen
konnen. Sie leiten sich unter anderem aus den vorge-
nannten Best-Practice-Beispielen sowie den Empfeh-
lungen und Diskussionsansétzen aus den im Rahmen
der Erstellung von ,,K6ln mobil 2025“ durchgefiihrten
Expertenrunden % ab. Ziel ist, sich an den positiven
Erfahrungen anderer Stddte zu orientieren und gleich-
zeitig die Erfordernisse vor Ort zu beachten, um in KéIn
ein im Stadtevergleich tiberdurchschnittliches Mobili-
tatsangebot zu schaffen. Um dies zu erreichen wird
unter anderem vorgeschlagen, vermehrt durch regio-
nale Abstimmung zur Lésungsfindung beizutragen,

den OPNV, das Fahrradfahren und das ZufuRgehen
starker zu fordern, Angebote zur Vernetzung der Ver-
kehrstrager und fiir eine flexible Verkehrsmittelnutzung
zu schaffen und den Verkehr in der Stadt unter Beriick-
sichtigung der Bedingungen fiir Giiter- und Wirtschafts-
verkehre insgesamt menschen- und umweltvertragli-
cher zu gestalten. Die Auflistung ist weder abschlieBend
noch unverdnderbar, sondern dient als Diskussions-
grundlage fiir die notwendige und gewi{inschte Beteili-
gung aller Akteure sowie der Biirgerinnen und Biirger
zur Vorbereitung und Umsetzung der Transformations-
prozesse.

1. Die notwendige Sanierung der vorhandenen Ver-
kehrsinfrastruktur hat Vorrang gegentiber einem
Ausbau der Infrastruktur. Dabei muss die Abwick-
lung und Koordination der in den ndchsten Jahren
aufgrund der drangenden Erhaltungs- und Ergan-
zungsmalknahmen notwendigen Baustellen deutlich
verbessert werden, um den Verkehrsfluss angemes-
sen aufrecht zu erhalten. Dies betrifft die Gestaltung
der Bauablaufe einschlieRlich der erforderlichen
Baustelleneinrichtungen, die zeitliche Abstimmung
benachbarter bzw. in ihrer Wirkung miteinander
verbundener Baustellen sowie die rechtzeitige und
umfassende Information der Verkehrsteilnehmer.

2. Gleichzeitig bedarf es einer Weiterentwicklung der
Infrastruktur, die fiir die Leistungsfahigkeit der wach-

senden Stadt notwendig ist. Dabei liegt der Fokus auf

%6 Vgl. ndhere Information am Ende des Dokuments.

AusbaumaRnahmen fiir den Fahrradverkehr und den
offentlichen Personennahverkehr, die zur Erreichung
der modal-split-Ziele erforderlich sind, sowie auf der
Weiterentwicklung der Infrastruktur fiir den Giter-
transport.

3. Eineintensive regionale Zusammenarbeit kann
ein Schliissel zur Bewdltigung der Gebietsgrenzen
Gberschreitenden Verkehrsprobleme sein. Die Stadt
Ko6In wird daher in Kooperation mit dem Nahverkehr
Rheinland, dem Verein Region K&In /Bonn e. V. sowie
den kommunalen Partnern der Region darauf hinwir-
ken, einen regionalen Mobilitdtsplan zu entwickeln.

4. Die weitere Siedlungsentwicklung ist eng mit der
Verkehrsplanung zu koordinieren. Dies bedeutet,
dass eine Siedlungsentwicklung im Innenbereich
sowie an leistungsfahigen Schienenachsen zukiinftig
gegeniiber anderen Standorten zu bevorzugen ist.

5. Durch Reduzierung/Begrenzung und ggf. Bewirt-
schaftung der Stellpldtze und eine attraktive Einbin-
dung der neuen Wohnbauflachen in das FuR- und
Radwegenetz soll der motorisierte Individualverkehr
eingeddmmt werden. Damit soll erreicht werden,
dass die Bewohner ihren Alltag weitgehend autofrei
gestalten konnen. Auf Basis der vorhandenen Bei-
spiele ist zu priifen, ob die Entwicklung weiterer auto-
freier Siedlungen zu einem nachhaltig veranderten
Mobilitatsverhalten beitragt.

6. Der offentliche Nahverkehr ist weiter auszubauen.

Neben dem (iiber-)regional bedeutenden Projekt

»Bahnknoten K&ln“ soll auch das stadtische Schie-
nennetz sinnvoll weiterentwickelt werden, um bei
wachsender Bevolkerung gleichzeitig einen hoheren
Anteil der Wege auf den OPNV zu verlagern. Zusitz-
lich zur Fertigstellung der Nord-Siid Stadtbahn sind
sinnvolle Netzerganzungen (z. B. Linie 13 linksrhei-
nisch sowie rechtsrheinische Ringstrecke) ebenso
prioritdr voranzutreiben wie Streckenverlangerun-
gen in bisher noch nicht von der Schiene erschlos-
sene Stadtteile. Neben der Stadtbahn ist zudem das
wesentlich flexiblere Busliniennetz dahingehend
weiterzuentwickeln, dass sowohl der zunehmenden



Bedeutung von Tangentialverbindungen als auch der
durch die alternde Gesellschaft steigenden Bedeu-
tung der FeinerschlieBung von Wohnvierteln Rech-
nung getragen wird.

7. Kurz- bis mittelfristig muss eine Erhéhung der Kapa-
zitaten im o6ffentlichen Nahverkehr zu den Spitzen-
zeiten erreicht werden. Als kurzfristig umsetzbare
MaRnahme auf den teilweise (iberlasteten Strecken
in der morgendlichen Hauptverkehrszeit wird zusam-
men mit den weiterfiihrenden Schulen eine geeig-
nete Anpassung von Schulanfangszeiten erarbeitet,
mit dem Ziel, die komprimierten Nachfragespitzen
im Verlauf einzelner Linien auf mehrere Fahrten zu
verteilen. Die KVB erreicht hohere Platzkapazitaten
z.B. durch einen méglichen Einsatz von langeren Ein-
heiten auf der Ost-West-Achse sowie den sukzessiven
Umbau oder die Neubeschaffung von Fahrzeugen
mit einem durch eine andere Innenraumaufteilung
erhohten Platzangebot. Gegebenenfalls muss im
Einzelfall Gbergangsweise eine Verstarkung durch
parallel fiihrende Buslinien erfolgen.

8. Der OPNV muss zur Erfiillung der gesetzlichen Vor-
gaben, zwecks gleichberechtigter Teilhabe mobili-
tatseingeschrankter Personen und angesichts der
wachsenden Anzahl dlterer Personen vollstdndig bar-
rierefrei zuganglich sein. Dies betrifft die baulichen
Anlagen im Zusammenspiel mit den eingesetzten
Fahrzeugen einschlieRlich der Zuwegungen ebenso
wie die Fahrgastinformation.

9. Der Verkniipfung der Verkehrstrager soll durch
geeignete MalBnahmen stdrker Rechnung getragen
werden. Am Ubergang zu den Nachbarkommunen
sollen in enger regionaler Abstimmung P+R-Anlagen
aus- oder neu gebaut werden. Im Kélner Stadtgebiet
ist vor allem der weitere Ausbau von B+R-Anlagen zu
forcieren. Geeignete Verkniipfungspunkte sollen zu

~Mobilitdtsdrehscheiben“ weiterentwickelt werden,
die auch Gber Bikesharing- und gegebenenfalls
Carsharing-Angebote verfiigen. Dabei sollen auch
verstarkt Angebote elektrisch betriebener Fahrzeuge
vorgehalten werden.

10.K6In macht sich auf den Weg zu einer ,smart mobi-
lity“. Die Zukunft der Mobilitdt liegt in integrierten

11.

12.
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Mobilitdtsangeboten ,,aus einer Hand“. Die Stadt
Ko6In wird mit ihren Tochtergesellschaften darauf hin-
wirken, Verkehrstrager ibergreifende Angebote zu
gestalten und deren Nutzung zu vereinfachen. Hierzu
sind moderne Systeme zu entwickeln und anzubie-
ten (z.B. durch Nutzung des Smartphones oder eine
Weiterentwicklung von Kundenkarten zu ,,Mobili-
tatskarten®). Den Leitzielen zutragliche Innovationen
im Verkehrssektor wie z. B. Carsharing, Bikesharing,
Elektromobilitat oder aktive Sicherheitssysteme in
Pkw werden unterstiitzt und gefordert.

Beim Umbau von StraBen und Platzen sind die Belan-
ge von Radfahrern, FuRgdngern und mobilitdtsein-
geschrankten Personen besonders und mit héherer
Prioritdt zu beachten. Dies betrifft zum Beispiel den
Riickbau von Fahrsteifen und Abbiegespuren, die
Integration von Radverkehrsanlagen, die Offnung
aller EinbahnstraRen fiir den Radverkehr, die Verbrei-
terung von Gehwegen, den Abbau von freilaufenden
Rechtsabbiegern und die bessere Querbarkeit von
Kreuzungen fiir unmotorisierte Verkehrsteilnehmer.
Insbesondere in den Bezirks- und Stadtteilzentren
soll die Nahmobilitat gezielt geférdert werden. Dabei
muss die Qualitdt des 6ffentlichen Raums eine groRe-
re Beachtung genieRen. Wenn die gesetzlichen
Grundlagen geschaffen werden, um in Wohngebie-
ten abseits HauptstraRennetzes Tempo 30 als Regel-
geschwindigkeit einzufiihren, ist eine Anwendung in
Ko6ln aus Sicht der Polizei und der Stadt zu priifen. %7
Damit konnte die Sicherheit fiir alle Verkehrsteilneh-
mer erhoht, die Umweltqualitdt in den Wohnquar-
tieren verbessert und ein Beitrag zum Abbau des
Schilderwalds geleistet werden.

In der Innenstadt soll ein Teil des StraRenraums wie-
der an die Biirgerinnen und Biirger zuriickgegeben
werden. Wo in engen Einkaufs- oder NebenstralRen
heute noch Stellplatze fiir Pkw einen GroRteil der
verfligbaren Flachen einnehmen, soll in Zukunft in
Anlehnung an die gelungenen Umgestaltungen von
Eigelstein und SeverinstraRe mehr urbanes Leben er-
moglicht werden. Das vorrangige Zielgebiet fiir einen
derartigen StraBenumbau liegt im Bereich der Via
Culturalis (zwischen Am Hof im Norden, Hohe StraRe
im Westen, CdcilienstraRe im Siiden und Bechergas-
se/Alter Markt/Heumarkt im Osten) sowie westlich

27 Hierzu hatte der Deutsche Stddtetag erstmals bereits 1989 einen Hauptausschuss-Beschluss herbeigefiihrt. Auch der Wissenschaftliche Beirat
beim Bundesminister fiir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung sprach sich 2011 fiir Tempo 30 als innerortliche Regelgeschwindigkeit aus.
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der Hohe StraRBe 2. Bei erfolgreicher und von der Biir-
gerschaft positivaufgenommener Umsetzung kann
dieses Konzept auf die Bezirks- und Stadtteilzentren
ausgedehnt werden.

13. Der Radverkehr ist weiter zu fordern, indem die
Radverkehrsrouten auf Hauptachsen komplettiert
werden, der Ausbau von Velorouten inklusive Beschil-
derung vollendet wird, Umwegfahrten fiir Radfahrer
zum Beispiel durch weitere Offnung von Einbahnstra-
Ren minimiert werden und Fahrradabstellanlagen
in ausreichender Zahl und Qualitat errichtet werden.
Die Verfiigbarkeit von Fahrradverleihsystemen ist zu
erhéhen. Dabei soll das E-Bike [ Pedelec z. B. durch
die Errichtung von Ladestationen und geeigneten
Abstellanlagen geférdert werden, um das Fahrrad
fiir weitere Nutzerkreise zu erschlieRen. Planerisch
soll ein besonderes Augenmerk auf eine umwegfreie
Nord-Siid-Verbindung zwischen der Veloroute ent-
lang der Walle und dem Rheinufer sowie eine bessere
Querbarkeit des Rheins gelegt werden.

14.Im innerstadtischen Wirtschaftsverkehr soll in Ab-
stimmung mit der Wirtschaft und den Speditionen

eine Biindelung von Liefervorgdngen erreicht werden.

Der Einsatz von Elektrofahrzeugen und elektrisch
betriebenen Lastenrddern im Innenstadtbereich,
insbesondere fiir die KEP-Dienste (Kurier- | Express-
Paket-Dienste) ist zu fordern. Der notwendige
Wirtschaftsverkehr mit Pkw und Lkw soll moglichst
auf Hauptrouten gefiihrt werden. Hier ist in Abstim-
mung mit Bund und Land, die fiir den Ausbau des
FernstraRennetzes zustandig sind, der Verkehrsfluss
durch geeignete Ausbaumalinahmen zu verstetigen.
Des Weiteren wird auf die Ergebnisse des in Erstel-
lung befindlichen ,Regionalen Logistikkonzepts K&In“
verwiesen.

15. Die Stadt Kéln wird (iber die gesetzlich vorgeschrie-
benen Standards zur Verkehrssicherheit und zum
Immissionsschutz (vor allem betreffend Larm und
Luftverunreinigungen) hinaus im Sinne der Um-
weltkonzepte der Stadt KélIn (Klimaschutzkonzept,
Luftreinhalteplan, Lirmminderungsplan) bevorzugt

Planungen umsetzen, die eine Erreichung der Um-
weltziele férdern.

16. Die Stadt KoIn will mit ihren Tochtergesellschaften
Vorreiter sein, alle Fahrzeuge im kommunalen Besitz
mit umweltfreundlichen Antriebstechniken auszu-
statten. Neben den bereits vorhandenen EEV-Diesel-
Bussen sollen unter Beriicksichtigung der Wirtschaft-
lichkeit verstarkt Hybrid-, Wasserstoff-, Elektro- oder
(Bio-)Erdgasantriebe zum Einsatz kommen. Der fiir
den Stadtbahnbetrieb sowie die sonstigen elektrisch
betriebenen Fahrzeuge benétigte Strom soll zuneh-
mend aus regenerativen Energiequellen gewonnen
werden. Bestrebungen der RheinEnergie, Ladestati-
onen fir elektrisch betriebene Pkw und Fahrrdder zu
errichten, werden unterstiitzt.

17.Um der zunehmenden Vernetzung sowohl der einzel-
nen Verkehrstrager untereinander als auch der Mo-
bilitdt allgemein mit den anderen Lebensbereichen
besser Rechnung zu tragen, sollen die Potenziale des
Mobilitdtsmanagements in Zusammenarbeit mit den
Kolner Verkehrs-Betrieben sowie anderen beteiligten
Institutionen starker genutzt werden. Dabei sollen
auch die Carsharing- und Bikesharing-Dienste aktiv
einbezogen werden. Des Weiteren ist zu priifen,
inwieweit eine Verknlipfung der Mobilitatsangebote
mit den Angeboten der Wohnungswirtschaft, von
IKT 2-Diensten oder weiteren Dritten zu ,integrier-
ten Diensten” erfolgen kann.

Bei der Diskussion der Handlungsansdtze mit der
Biirgerschaft muss kommuniziert werden, dass Ziel-
konflikte vorprogrammiert sind, z. B. wenn es um die
Aufteilung des StraBenraums oder die Priorisierung und
Finanzierung von Um- oder Ausbauvorhaben geht. Es
ist der komplexen Thematik und den unterschiedlichen
Interessenlagen geschuldet, dass einige der zu disku-
tierenden MaBnahmen auf Widerstdnde treffen wer-
den. Unbedingt erstrebenswert ist daher zunachst ein
maoglichst breiter Konsens in der Stadtgesellschaft (iber
die grundsatzlichen Leitziele, auf denen die Handlungs-
ansatze und spater die einzelnen MaBnahmen aufbauen.

2Vqgl. auch ,Der Masterplan fiir K6In“, S. 110. Hrsg. v. P. Bauwens-Adenauer u. U. Soénius. K6In 2009.
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6. Finanzierung der verkehrspolitischen Ziele

Die Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur stellt eine
enorme finanzielle Herausforderung dar. Die kommu-
nale, regionale und (iberregionale Verkehrsinfrastruktur
steht infolge des dargestellten Erhaltungs- und Wachs-

tumsbedarfs vor groRen finanziellen Herausforderungen.

Schon heute muss die Stadt KéIn standig steigende
Sanierungsbeitrage leisten (z. B. bei den Rheinbriicken).
Bis 2025 wird der Finanzbedarf weiter zunehmen.

Die bevorstehenden verkehrspolitischen Aufgaben kén-
nen nur gemeistert werden, wenn in den kommenden
Jahren der stadtische Haushalt ausreichende Mittel zur
Verfligung stellt. Alleine wird die Stadt den Investitions-
bedarf jedoch nicht decken kénnen, vielmehr braucht
es dazu wie in der Vergangenheit ein Zusammenwirken
von Stadt, Land und Bund. Das Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetz (GVFG) hat die Finanzierungsverantwor-
tung von Bund und Landern auch fiir die kommunale
Verkehrsinfrastruktur anerkannt. Ohne das GVFG wdre
die Stadtbahn in K&ln ebenso wenig denkbar wie die
U-Bahnen in Miinchen, Hamburg oder Berlin. Das GVFG
lduft jedoch 2019 nach bestehender Gesetzeslage aus.
Inzwischen wachst zwar politisch die Einsicht, dass es
auch kiinftig einer finanziellen Beteiligung des Bundes
und der Lander an der Finanzierung der kommunalen
Infrastruktur bedarf, aber daraus sind bis zum heutigen
Tag keine Beschliisse gefolgt.
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Aus Sicht der Stadt missen das Bundes- und das Lan-
desprogramm GVFG (iber 2019 hinaus fortgefiihrt und
so die notwendigen Mittel fiir die kommunale Verkehrs-
infrastruktur gesichert werden. Die Programme sind
entsprechend dem Bedarf finanziell aufzustocken (seit
2007 sind die Mittel eingefroren). Dariiber hinaus sollten
die Mittel nicht nur fir Neubauvorhaben, sondern auch
fiir Erhaltungs- und Modernisierungsvorhaben gewahrt
werden. Fiir eine langfristige Planungssicherheit bietet
sich dabei, wie von der Daehre- und der Bodewig-Kom-
mission aufgezeigt, eine Fonds-Losung nach Schweizer
Vorbild an.

Sollten diese finanzpolitischen Rahmenbedingungen
nicht geschaffen werden, werden in Kéln viele wichtige
Verkehrsprojekte nicht realisiert werden kénnen und die
Qualitdt der bestehenden Infrastruktur wird splirbar ge-
ringer. In der Folge wiirde die Umsetzung der verkehrs-
politischen Ziele von K&ln mobil 2025 insgesamt deut-
lich erschwert. Zudem bedarf es der Entscheidungen in
absehbarer Zeit, da Projekte der Verkehrsinfrastruktur
aufgrund der politischen, planungs- und genehmigungs-
rechtlichen Prozesse einen erheblichen zeitlichen Vorlauf
bis zur Realisierung haben.
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7. Ausblick | Umsetzung

Die Leitziele und Handlungsempfehlungen des vorlie- sind die Vorgaben der EU-Kommission zur Aufstellung
genden Strategiepapiers ,,Kéln mobil 2025 miissen von strategischen urbanen Mobilitdtsplanen (,SUMP*)
in den kommenden Jahren durch einen zusammen zu beachten. Ebenso ist eine friihzeitige Einbindung der
mit der Biirgerschaft zu erarbeitenden Verkehrsent- Partnerin der Region vorzusehen. Gleichwohl gilt es, bei
wicklungsplan (,,Stadtentwicklungskonzept Mobilitdt den anstehenden Planungs- und Bauvorhaben bereits
und Verkehr*) konkretisiert, operationalisiert und mit heute im Sinne der Leitziele des Konzepts ,Kéln mobil
messbaren Zielindikatoren versehen werden. Hierbei 2025 zu handeln.

- © william87 - Fotolia.com
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,»Ko6In mobil 2025“ wurde im Zeitraum Oktober 2013
bis Juli 2014 von einer aus folgenden Mitgliedern
bestehenden Arbeitsgruppe erstellt:

Franz-Josef H6ing

Eva Herr

Klaus Harzendorf
Jiirgen Fenske
Gunther H6hn
Peter Jacobs

Dr. Jan Zeese
Michael Fuchs

Rainer PlaBmann

Laurence Dockter

Christian Dérkes

Stadt K&ln, Beigeordneter fiir
Stadtentwicklung, Planen, Bauen
und Verkehr

Stadt Kéln, Referentin, Dezernat
fur Stadtentwicklung, Planen, Bauen
und Verkehr

Stadt Koln, Leiter des Amtes fir
StraBen und Verkehrstechnik
Kélner Verkehrs-Betriebe,
Vorstandsvorsitzender

Kolner Verkehrs-Betriebe,

Leiter Nahverkehrsmanagement
Kélner Verkehrs-Betriebe,

Leiter Fahrweg

Hafen und Giterverkehr Koéln,
Pressesprecher (bis 03 /2014)
Hafen und Giterverkehr Kéln,
Pressesprecher (ab 04/2014)
Stadtwerke Koln, Leiter Stabstelle
Grundsatzangelegenheiten der
kommunalen Daseinsvorsorge
Stadtwerke K&ln, Referentin, Stab-
stelle Grundsatzangelegenheiten
der kommunalen Daseinsvorsorge
(Leitung der Arbeitsgruppe)

Stadt KolIn, Fachreferent Verkehr,
Amt des Oberblirgermeisters

Im Bearbeitungszeitraum wurde eine Beteiligung ex-
terner Experten im Rahmen von zwei Fachgesprachen
durchgefihrt, deren Ergebnisse in das Strategiepapier
eingeflossen sind. Die inhaltliche Konzeption und Mode-
ration dieser Fachgesprdche wurde (ibernommen von
Prof. Dr.-Ing. Klaus |. Beckmann, Berlin.
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Folgende Verbdnde und Institutionen nahmen
an der Anhérung am 24.01.2014 teil:

Nahverkehr Rheinland GmbH
Dr. Norbert Reinkober, Holger Fritsch

DB Regio AG
Benjamin Ey

Deutscher Gewerkschaftsbund
J6rg Mdhrle

Handwerkskammer zu Kéln
Dr. Ortwin Weltrich, Ulrich Fesser

Polizei KoIn
Helmut Simon, Alice Treusacher

ADFC K6In und Umgebung
Joachim Schalke, Norbert Schmidt

Industrie- und Handelskammer zu Kéln
Dr. Ulrich Soénius, Frederik Hupperts

Verband Spedition und Logistik NRW
Dr. Riidiger Ostrowski, Michael K6hler

ADAC Nordrhein
Dr. Roman Suthold, Guido MuBmann

VCD Regionalverband KéIn
Hans-Georg Kleinmann, Ralph Herbertz

Einzelhandels- und Dienstleistungs-

Verband Aachen-Diren-Kéln
Jérg Hamel

Am Expertengesprdach am 27.03.2014 nahmen teil:

Hans Konrad Bareiss ~ Verkehrsbetriebe Ziirich, Leiter
Marktentwicklung

Gunnar Heipp Stadtwerke Miinchen, Leiter
Strategische Planungsprojekte

Winfried Sagolla Stadt Dortmund, Stadtplanungs-
und Bauordnungsamt

Folkert Kiepe ehem. Deutscher Stddtetag;

Becker Biittner Held, K6In

Ottmar Haardt TUV Rheinland






	Köln mobil 2025
	Kontakt/Impressum
	Inhaltsverzeichnis
	Präambel
	1. Leitziele der Mobilität in Köln
	2. Anlass und Situationsanalyse
	3. Wo stehen wir heute?
	4. Rahmenbedingungen und Einordnung
	4.1. Bedeutung der Verkehrsinfrastruktur
	4.2. Stadtentwicklungspolitische Rahmenbedingungen
	4.3. Demographische Rahmenbedingungen
	4.4. Verkehrssicherheit
	4.5. Klima- und umweltpolitische Rahmenbedingungen
	4.6. Wirtschaftliche / finanzielle Rahmenbedingungen
	4.7. Köln in der Region
	4.8. Trends in der Mobilitätsentwicklung

	5. Handlungsansätze zur Erreichung der Leitziele
	6. Finanzierung der verkehrspolitischen Ziele
	7. Ausblick/Umsetzung




